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Zusammenfassung
Gemäß Artikel 4 der Richtlinie 2009/128/EG erlassen die Mitgliedstaaten nationale Aktionspläne, in denen ihre quantitativen Vorgaben, Ziele, Maßnahmen und Zeitpläne zur Verringerung der Risiken und der Auswirkungen der Verwendung von Pestiziden auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt festgelegt werden und mit denen die Entwicklung und Einführung des integrierten Pflanzenschutzes sowie alternativer Methoden oder Verfahren gefördert werden, um die Abhängigkeit von der Verwendung von Pestiziden zu verringern.
Die Regelung der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln liegt in Österreich hinsichtlich der Ausführungsgesetzgebung und Vollziehung im Kompetenzbereich der neun Bundesländer. Dies wurde mit den §§ 13 und 14 im Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, BGBl. I Nr. 10/2011, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 104/2021, bereits erlassen. Gemäß § 14 Pflanzenschutzmittelgesetz 2011 haben die Bundesländer nach den Vorgaben des Artikels 4 der Richtlinie 2009/128/EG und unter Berücksichtigung des § 2 Abs. 2 Pflanzenschutzmittelgesetz 2011 Landesaktionspläne zu erstellen und an das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft weiterzuleiten.

Zum Zweck der Erstellung des vorliegenden Entwurfs des Aktionsplanes ab 2027 wurden die einzelnen Kapitel vom Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft (BMLUK) mit Vertreterinnen und Vertretern des Bundes, der Bundesländer, den gesetzlichen Interessensvertretungen sowie Stakeholdern gemeinsam verfasst. Durch diese Vorgehensweise konnte ein bundesweit einheitlicher Nationaler Aktionsplan geschaffen werden.

Bei der Formulierung der einzelnen Maßnahmen wurde versucht, allgemein verständliche Ausdrücke zu verwenden und die Ausführungen möglichst kurz zu halten, wodurch teilweise fachliche Unschärfen in Kauf genommen wurden.

Der Nationale Aktionsplan enthält Maßnahmen zur Fort- und Weiterbildung, insbesondere für berufliche Verwender, Vertreiber sowie Berater, zur Information und Sensibilisierung, insbesondere für nichtberufliche Verwender von Pflanzenschutzmitteln und zur Kontrolle von Pflanzenschutzmitteln. Weiters setzt sich der Nationale Aktionsplan mit Maßnahmen zum Schutz der aquatischen Umwelt und des Trinkwassers auseinander. Ebenso Inhalt ist die Verringerung der Risiken, die Verringerung der verwendeten Mengen von Pflanzenschutzmitteln sowie die optimierte Verwendung von Pflanzenschutzmitteln und die Reinigung von Pflanzenschutzgeräten.
Bestandteil des Nationalen Aktionsplanes ist auch die Weiterentwicklung des integrierten Pflanzenschutzes, der auf das Wachstum gesunder Nutzpflanzen bei möglichst geringer Störung der landwirtschaftlichen Ökosysteme abstellt und natürliche Mechanismen zur Regulierung von Schadorganismen fördert.
Abschließend werden die Risikoindikatoren beschrieben mit dessen Hilfe der Fortschritt des Nationales Aktionsplans beobachtet und die Erreichung der Ziele überprüft wird.
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